
Interview  zu  Klimaaktivismus
mit  Cosmo,  Aktivistin bei  „End
Fossil“  Göttingen  und  der
„Letzten Generation“
Spätestens  nach  der  letzten  Razzia  bei  der  „Letzten  Generation“  und
Beschlagnahmung  der  Spendenkonten  sowie  dem  drohenden
Organisationsverbot durch den §129 sollte uns bewusst sein, dass der Angriff
gegen Klimaaktivismus in die nächste Runde geht.

Free  Lina!  Warum  der
Bullenstaat  gerade  wieder
zuschlägt und was wir dagegen
tun können
Jona Everdeen, Juni 2023

Am 31.5. wurden die Antifaschistin Lina und ihre 3 Genossen nach über 2
Jahren  politischem  Prozess  wegen  Mitgliedschaft  in  einer  sogenannten
„kriminellen  Vereinigung“  verurteilt.  Vorgeworfen  wird  ihnen,  mehrere
Faschos  schwer  verletzt  zu  haben.  Doch  trotzdem die  Anklage  keinerlei
Beweise vorlegen konnte, dass die 4 Angeklagten die ihnen vorgeworfenen
Taten  tatsächlich  selbst  begangen  haben,  wurde  Lina  zu  über  5  Jahren
Freiheitsstrafe  verurteilt.  Obwohl  lediglich  Indizien  gegen  sie  vorliegen,
wurden  Lina  und  ihre  Genossen  härter  bestraft,  als  NSU-Mittäter,  die
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nachweislich  den  Mord  an  migrantisierten  Personen  organisiert  haben.
Während  rechte  rassistische  Terrorakte  fast  immer  als  Taten  verwirrter
Einzeltäter  betrachtet  werden,  ermittelt  der  Staat  bei  militanten  linken
Aktionen in fast 100 Prozent der Fälle immer als „Organisationsdelikt“ nach
§129.  Dieses  Urteil  reiht  sich  also  ein  in  einer  Kette  der  Akte  der
Klassenjustiz gegen linke Aktivist:innen. Es richtet sich nicht nur gegen Lina,
sondern  gegen  uns  alle  –  gegen  jede_n,  der_die  etwas  gegen  die
herrschenden  Verhältnisse  unternimmt.

Das sehen wir nicht nur in Sachsen. Selbst gegen die im Grunde harmlose,
stets  auf  dem  Boden  der  bürgerlichen  Ordnung  stehende  Klimagruppe
„Letzte  Generation“  kam  es  zu  Razzien,  Hausdurchsuchungen  und
Gerichtsprozessen. Es wird darüber hinaus auch gegen sie nach §129 wegen
Bildung einer kriminellen Vereinigung ermittelt.  Trotz der Banalität ihrer
Delikte wurden bereits Hafturteile ohne Bewährung gegen Aktivist:innen der
Gruppe  verhängt.  Die  Richter:innen  urteilten  hier  sicher  nicht  neutral,
sondern getrieben durch die  massive  Hetze aus  bürgerlicher  Politik  und
Presse gegen die „Klimakleber“.

In Berlin wurden die Demonstrationen zum 75.Jahrestag der Nakba verboten,
Palästinenser:innen aufgrund antisemitischen Handlungen einzelner  unter
Generalverdacht  gestellt  und  die  von  jüdischen  Linken  organisierte
Gedenkkundgebung  auf  dem  Oranienplatz,  bei  der  Juden,  Jüdinnen  und
Palästinenser:innen gemeinsam für einen gerechten Frieden demonstrierten,
brutal  angegriffen.  Nachdem  bereits  seit  Jahrzehnten  die  kurdische
Community  in  Deutschland  restlos  überwacht  wird,  scheint  sich  die
Kriminalisierung nationaler Befreiungsbewegungen nun mehr und mehr auch
auf die Palästinenser:innen auszuweiten.

Doch gab es doch schon immer Antifaschist:innen und Klimaaktivist:innen.
Warum wird die Repression gegen uns gerade jetzt so scharf?

Allzweckwaffe = §129

Ob „Antifa-Ost“, Letzte Generation, PKK oder PFLP – in allen Fällen zückt der
bürgerliche Staat seine Allzweckwaffe, wenn es um die Bekämpfung linker



Bewegungen geht: §129. So hat die Verfolgung linker Staatsgegner_Innen
mit  §129  in  Deutschland  eine  lange  Tradition.  Bereits  1871  wurde  der
Paragraph  ins  Reichsgesetz  aufgenommen  und  diente  seit  jeher  der
Verfolgung einer sich organisierenden Arbeiter_Innenbewegung, aus der die
SPD und die  Gewerkschaftsbewegung hervorgingen.  Über  verschiedenste
Systeme hinweg, vom preußischen Polizeistaat, über die Weimarer Republik,
dem Faschismus, bis hin zur imperialistischen BRD von heute wurde der
Paragraph  129  zur  Verfolgung  von  linken  Aktivist_Innen  genutzt.  Die
Repressionsparagraphen 129, 129a und 129b stellen eine mächtige Waffe
des bürgerlichen Staates zum Schutz der deutschen Kapitalinteressen dar.
Die  Definition,  wer  oder  was  eine  „terroristische“  oder  „kriminelle
Vereinigung“ ist,  kann willkürlich hinter den undurchsichtigen Türen des
Innenministeriums festgelegt werden und erlaubt den Ermittlungsbehörden
fast alles, um gegen die Betroffenen vorzugehen.

Verschärfte Krise = verschärfte Repression

Repressionen, seien es juristische in Form von Anklagen, Gerichtsverfahren
und  Strafen,  oder  physische  in  Form  von  Gewalteinsatz  durch  Polizei
und/oder Armee dienen im bürgerlich-  Staat  genau einem Interesse:  Der
Durchsetzung der  bourgeoisen  Klasseninteressen  gegen alle  Widerstände
von Arbeiter:innen, Jugendlichen oder anderen Unterdrückten. In Zeiten der
relativen  Stabilität  kann  es  sich  eine  bürgerliche  Demokratie  wie  die
Bundesrepublik  Deutschland  erlauben,  nur  relativ  milde  Repressionen
anzuwenden, da sich die große Masse des Proletariats ruhig verhält und
durch zahme Gewerkschaften und reformistische Parteien befrieden lässt.
Doch mit der verschärften Krise, die inzwischen in Form von Krieg, Inflation
und massiv steigenden Lebenskosten sehr deutlich auftritt, bröckelt dieser
K l a s s e n f r i e d e n  u n d  d i e  W i d e r s p r ü c h e  z w i s c h e n
Produktionsmittelbesitzer:innen und Lohnabhängigen spitzen sich zu. Auch
wenn in Deutschland Massenaufstände wie in Frankreich bislang ausblieben,
kam es  doch  zu  einer  deutlichen  Steigerung  in  der  Rhetorik  und  auch
Entschlossenheit von Streiks und anderen Kämpfen.

Im Kontext dieser Krise, die einerseits die Bedingungen der Lohnabhängigen
und Jugendlichen massiv verschlechtert, und anderseits die Möglichkeiten zu



Zugeständnissen seitens der Kapitalist:innen verringert,  müssen auch die
steigenden Repressionen in Deutschland gesehen werden. Man kann sich
nicht leisten Klimaschutz zu betreiben, weil das die Profitmöglichkeiten von
RWE, VW und Co. einschränken würde? Dann muss man eben radikalisierte
Klimagruppen  mit  massiven  Repressionen  überziehen  und  junge
Klimaaktivist:innen  mit  dem  Polizeiknüppel  aus  Lützerath  heraustreiben!
Wohin  diese  Entwicklung  von  verschärften  Repressionen  als  Folge
verschärfter Klassenkämpfe führt, sehen wir gerade in Frankreich ganz gut,
dort kam es aufgrund der Krise und Macrons verhasster Rentenreform zu
Massenprotesten und -streiks. Die Polizei reagierte mit extremer Gewalt und
feuerte Tränengas, Gummigeschosse und leichtkalibrige Granaten, durch die
bereits mehrere Menschen zu Tode kamen und dutzende schwer verletzt
wurden, auf die protestierenden Arbeiter:innen und Jugendlichen.

Militarisierung nach außen = Militarisierung nach innen

Bundeskanzler Scholz hat die „Zeitenwende“ verkündet und mit dem 100
Milliarden Sondervermögen für  die  Bundeswehr hat  er  uns auch prompt
gezeigt, dass er es ernst meint. Dies geschieht nicht im luftleeren Raum,
sondern ist eine Reaktion auf eine Zuspitzung der Konflikte und Rivalitäten
zwischen in den imperialistischen Mächten, ob auf dem Boden der Ukraine
oder in Taiwan. Gegen die imperialistischen Rivalen Russland und China hat
sich ein geschlossener westlicher Block gebildet, der nur vereint und stark
nach  außen agieren  kann,  wenn er  innerlich  geschlossen  ist.  So  wie  in
Russland militant gegen Kriegsgegner:innen vorgegangen wird, wird auch in
Deutschland kriminalisiert,  was sich den außenpolitischen Interessen des
westlichen Militärblocks und seiner Bündnispartner:innen entgegenstellt: Ob
Kriegsgegner:innen, Palästinenser:innen oder Kurd:innen.

Rechtsruck = Linke im Visier

Die verschärften Repressionen müssen auch in den Kontext des Rechtsrucks
gesehen  werden,  der  seit  der  Finanzkrise  2008-09  durch  das  gesamte
bürgerliche  Lage  zieht.  Wenn  sich  das  Kapital  in  der  internationalen
Konkurrenz  stärker  auf  den  Nationalstaat  stützt  und  dabei  Rechte  und
Freiheiten einschränkt, um die Krise unter Kontrolle zu halten, geraten die



Gegner:innen  dieser  Politik  automatisch  stärker  ins  Visier  der
Repressionsorgane.  Hetze  gegen  Geflüchtete,  Klimaaktivist:innen,
Feminist:innen und „woke Ideologie“ kommt schon lange nicht mehr nur aus
der AfD, sondern habt auch ihren festen Platz in der CDU gefunden. Mit
„Law  und  Order“  und  brutaler  Repression  wollen  sie  die  ins  Wanken
geratenen  Verhältnisse  wieder  in  Ordnung  bringen,  ohne  jedoch  die
tatsächlichen  Krisenursachen  –  die  kapitalistische  Akkumulationskrise  –
anzutasten.  Dass  es  dabei  zu  absurd  hohen  Haftstrafen  wie  gegen  Lina
kommt, während rechte Gewalttäter straffrei aus Prozessen spazieren, liegt
daran, dass- im Gegenteil zu Linken – Faschist:innen keine Bedrohung für die
bürgerliche Ordnung darstellen. Es ist sogar so, dass der Faschismus stets
das letzte Mittel der Bourgeoisie ist, ihre Macht auch in der schärfsten Krise
zu  erhalten.  Zwar  ist  es  für  den  bürgerlichen  Staat  teilweise  nötig,
Faschist:innen in  ihre Schranken zu verweisen,  wenn diese zu aggressiv
werden.  Daran den Faschismus an seiner  Wurzel  zu bekämpfen,  hat  die
bürgerliche  Politik  jedoch  kein  Interesse,  schließlich  haben  beide  im
Kapitalismus dieselbe Wurzel. Antifaschist:innen die (wie es Lina und der
Antifa-Ost vorgeworfen wird) militant gegen Nazis vorgehen, stellen somit
für den bürgerlichen Staat ein Problem dar, weil sie den Kampf gegen den
Faschismus selber in die Hand nehmen, anstatt darauf zu vertrauen, dass der
Staat schon aufpasst, dass die Nazis nicht zu mächtig werden.

Repression = Widerstand!

Zusammenfassend lässt sich sagen, dass der Anstieg von Repressionen gegen
Linke,  ob aus der Antifa-,  der Klima-  oder migrantischen Bewegung,  ein
Symptom der anhaltenden Krise, der verschärften Militarisierung und des
Rechtsrucks  im  bürgerlichen  Lager  sind.  Um  also  die  Repression  zu
bekämpfen,  reicht  es  nicht,  nur  an  „Demokratie  und  Rechtsstaat“  zu
appellieren, die doch bitte nicht mit übermäßiger Härte gegen Genoss:innen
vorgehen  sollen.  Viel  mehr  müssen  wir  ihre  Ursache,  den  bürgerlichen
Rechtsruck und die kapitalistische Krise, bekämpfen.

Damit  dies  gelingen  kann,  dürfen  wir  uns  von  den  Repressionen  nicht
einschüchtern lassen. Vielmehr müssen wir uns dieser aktiv entgegensetzen!
Wenn eine Demo verboten wird, heißt die Antwort demonstrieren – wenn ein



Streik  verboten  wird  streiken!  Natürlich  müssen  wir  dabei  stets  das
Kräfteverhältnis  abwägen  und  diskutieren,  wo  wir  tatsächlich  Teilsiege
erringen können und wo wir uns und unsere Genoss:innen unnötig in Gefahr
bringen. Sollte die Gefahr für den_die Einzelne_n zu groß sein, müssen wir
die größeren linken Organisationen, wie Gewerkschaften, Linkspartei und
SPD unter Druck setzen, sich zu solidarisieren und nicht passiv am Rand zu
stehen und zu quatschen. In einer geschlossenen Einheitsfront können wir
uns vereint verteidigen und vereint schlagen. Dabei müssen wir auch die
Genoss:innen, die der Repression ausgesetzt sind, unterstützen, so gut es nur
geht.  Sei  es  durch  Solipartys  für  Anwaltskosten,  Besuche  im Knast  und
politische Proteste. Wir dürfen nicht die Augen davor verschließen, dass der
Kampf, den wir zu führen haben, härter und unser Feind aggressiver wird.
Jedoch  dürfen  wir  uns  nicht  fürchten,  sondern  müssen  im  Gegenteil
hoffnungsvoll  sein:  Je  wütender  die  Kapitalist:innenklasse  nach  dem
Polizeiknüppel schreit und je härter dieser auf uns niedersaust, desto mehr
fürchtet sich die Bourgeoisie! Fürchtet sich davor, was passiert, wenn ihre
Repression uns nicht brechen kann – sondern wenn wir ihre Macht brechen!

Darum kommt am Samstag, den 3.Juni alle nach Leipzig und zeigt, dass wir
uns  von  ihrer  Repression  nicht  einschüchtern  lassen,  dass  wir  es  nicht
einfach  so  hinnehmen,  wenn  Genoss:innen  für  ihren  Kampf  gegen  den
Faschismus,  für  das  Klima,  für  das  Ende des Kapitalismus in  den Knast
gesteckt werden!

Wir fordern:

Freiheit für Lina, die Antifa-Ost und alle politischen Gefangenen!
Die sofortige Einstellung aller Ermittlungsverfahren gegen Antifa-,
K l ima-  und  Migrant : innengruppen!  Nieder  mi t  den
Repressionsparagraphen  §129a  und  b!
Die Aufhebung der Verbote angeblicher linker Terrororganisationen
wie der PKK oder der PFLP!
Gegen jede Einschränkung der Meinungs- und Versammlungsfreiheit
durch staatliche Repressionsorgane!
Sofortige  Entwaffnung  der  Polizei,  vor  allem,  was  Teaser,



Maschinenpistolen, Knarren und Handgranaten angeht!
Organisiert  militanten  Selbstschutz!  Vor  den  Angriffen  von
Sexist_Innen,  Faschos  und  den  Bullen  müssen  wir  uns  selbst
verteidigen!  Für  demokratisch  wähl-  und  abwählbare
Arbeiter:innenmilizen  statt  Polizeitrupps!

Razzia  bei  der  Letzten
Generation heißt Razzia bei uns
allen!
Von Flo Weitling, Mai 2023

Überall  ist  es zu lesen: „Erneut Razzia bei  der Letzten Generation!“ Die
Letzte  Generation  muss  nun  gegen  den  Vorwurf  der  Bildung  einer
kriminellen Vereinigung ankämpfen. In mehreren Bundesländern durchsucht
der deutsche Staat Objekte, welche ihnen zugerechnet werden. Ihre offizielle
Homepage wurde auf Befehl der Staatsanwaltschaft abgeschaltet,  um die
„Finanzierung von Straftaten“ zu stoppen. Dies ist eine Fortsetzung der sich
zuspitzenden  Repression  gegen  die  Klimabewegung,  welche  sich  in  den
letzten Wochen abzeichnet, z.B. bei der Besetzung in der Wuhlheide. Polizei,
Staat und Medien stecken immer mehr Ressourcen in die Illegalisierung und
Ausgrenzung  des  Klimaprotests.  In  Anbetracht  der  rund  600  gesuchten
Rechtsextremisten  in  Deutschland  wird  also  die  Prioritätensetzung  der
deutschen  Strafverfolgung  erneut  ziemlich  deutlich!  Wir  als  Revolution
stellen  uns  zwar  gegen  die  Methoden  und  Aktionsformen  der  Letzten
Generation, erklären uns aber dennoch solidarisch mit den Aktivist_Innen,
die von dem Staatsapparat angegriffen werden. Diese Kriminalisierung von
Protest und politischer Aktion muss entschieden bekämpft werden.
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Auch mit Blick auf andere klimapolitische Bewegungen stellen wir ebenfalls
fest, dass der deutsche Staat zunehmend repressiver agiert. Nachdem die
Besetzung in der Wuhlheide geräumt wurde, sprachen die Berliner Bullen ein
Versammlungsverbot  bis  September  aus.  Vier  Monate  lang  wird  vom
deutschen „Rechtsstaat“ das Grundrecht auf Versammlungsfreiheit massiv
eingeschränkt, um klima- und umweltpolitischen Protest mundtot zu machen!
Wenn man dann brutale Ereignisse wie in Lützerath ebenso einbezieht, sollte
einem jedem klar werden, welchen Trend die BRD und ihre Schlägertrupps
im Kontext der Klimapolitik einschlagen. Der deutsche Staat in Zeiten der
Intensivierung  der  Klima-  und  Umweltkrise  schlägt  lieber  Aktivist*innen
zusammen  als  klima-  und  umweltpolitische  Gesetze  zu  verabschieden.
Spätestens jetzt klar sollte uns allen werden, dass wir uns in puncto Klima-
und Umweltschutz niemals auf diesen Staat verlassen können!

Als Kommunist_Innen erkennen wir das Proletariat als revolutionäres Subjekt
an.  Wir  mussten  mehrmals  schon  aus  der  Geschichte  lernen,  dass  der
bürgerliche Staat sich nicht durch bloße Bitten ändern wird. Die Befreiung
der Arbeiter_Innen kann nur das Werk der Arbeiter_Innen sein, weswegen
eine  erfolgreiche  Klima-  und  Umweltbewegung  klassenkämpferisch  und
gewerkschaftlich  organisiert  sein  muss.  Nur  Enteignung  der
Energiekonzerne  unter  Arbeiter_Innenkontrolle  kann  unsere
Lebensgrundlage  bewahren!

Ein Angriff auf einige ist ein Angriff auf uns alle! Die rechtliche Grundlage
für die zurzeit stattfindende Repression wird durch Paragraph 129a gegeben
und stellt  eine  Bedrohung für  alle  linken Bewegungen dar.  Denn dieser
wurde in den 1970er Jahren zu genau diesem Zweck, der Kriminalisierung
und  Unterdrückung  von  linken  Organisationen,  eingeführt.  Kurz
heruntergebrochen,  befreit  die  Verwendung  dieses  Paragraphen  die
deutschen Behörden von individuellen Schuldnachweisungen. Somit reicht
die  Zugehörigkeit  zu  einer  von  Paragraph  129a  oder  129b  betroffenen
sogenannten  kriminellen  Vereinigung  bzw.  Terrororganisation  für  einen
Strafbestand  aus.

Dass nun das gewaltlose Blockieren von Straßen unter „Terrorismus“ fällt,
zeigt die unendliche Willkür dieses Strafparagraphs. Sieben Personen der



Letzten Generation werden von den Landeskriminalämtern im Kontext des
129a gesucht. Obwohl noch keine Festnahmen erfolgt sind, appellieren wir
an alle, die der Klima- und Umweltbewegung nahe stehen, sich mit der von
Repressionen überzogenen Letzten Generation solidarisch zu erklären. Wenn
schon das Festkleben auf Straßen mit solch einer Intensität verfolgt wird,
kann  man  sich  nur  vorstellen,  wie  der  deutsche  Staat  auf  ernsthafte
klimapolitische Aktionen reagieren wird. Um das Klima zu retten, brauchen
wir eine gemeinsame revolutionär-antikapitalistische Umweltbewegung. Wir
müssen also auch gemeinsam gegen jegliche Angriffe des repressiven Staates
auftreten.

Razzia bei der letzten Generation heißt Razzia bei uns allen!

Wir sagen:

-Solidarität mit den Betroffenen von staatlicher Repression, Solidarität mit
der letzten Generation!

-Weg mit den Strafparagraphen 129a und 129b, Freiheit für alle politischen
Gefangenen!

-Stoppt die Kriminalisierung der Klima- und Umweltbewegung, Klimaschutz
statt Schlägertrupps!

-Einfache Appelle an Staat und herrschende Klasse überwinden! Bundesweite
Klimakonferenz zur Erarbeitung einer revolutionären Strategie der Klima-
und Umweltbewegung!

Soli mit der Letzten Generation:

https://onesolutionrevolution.de/soli-mit-der-letzten-generation-repression-gegen-die-klimabewegung/


Repression  gegen  die
Klimabewegung
von Lia Malinovski

Was ist die Gruppe „Letzte Generation“?
In den letzten Wochen und Monaten hat eine bestimmte Klimagruppe viel
negative Aufmerksamkeit bekommen und wurde Ziel einer Welle der Hetze
gegen  die  gesamte  Klimabewegung.  Wir  reden  von  der  Gruppe  „Letzte
Generation“,  die  mit  „zivilem  Ungehorsam“  darauf  aufmerksam  machen
möchte,  dass  die  Klimakrise  eine reale  Bedrohung ist  und wir  die  erste
Generation sind, die die direkten Auswirkungen der Krise von Anfang an
mitbekommen, aber die letzte Generation sind, die diese Krise bekämpfen
kann – daher auch der Name. Im Internet sind sie oft als „Klima-Kleber“
bekannt,  sie  kleben  sich  auf  Straßen,  aber  auch  an  andere  Ort  der
Klimazerstörung, daher dieser Spitzname.

Was ist passiert?
Die Gruppe ist in letzter Zeit nicht nur Hetze ausgeliefert: Heute morgen gab
es mehrere Hausdurchsuchungen bei Aktivist_innen, in Bayern sind aktuell
mehrere Aktivist_innen in Präventivhaft und im gesamten Bundesgebiet gibt
es  Forderungen  nach  mehr  und  stärkeren  Repressionen  gegen  die
sogenannten  „Klimaterroristen“.  Dieses  Framing,  als  Terrorist_innen,
schwingt  mit  Forderungen  mit,  die  „Letzte  Generation“  als  kriminelle
Vereinigung nach §§129a einzustufen. Es ist ein Versuch, legitimen Protest
zu  kriminalisieren  und  nicht  nur  bei  der  Gruppe  „Letzte  Generation“
sichtbar,  sondern in  der  gesamten Klimabewegung und anderen sozialen
Kämpfen.

Die Durchsuchungen sind kein Zufall, schon vor wenigen Wochen wurde auf
der Innenministerkonferenz über ein Verbot der Gruppe diskutiert. Auch in
Kombination mit der Razzia gegen die Reichsbürger_Innen in der letzten
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Woche,  möchte der Rechtstaat  aufzeigen,  dass er  nicht  nur den rechten
Kräften  das  Handwerk legen möchte,  sondern natürlich  auch den bösen
Linksextremisten.  Hier werden als  Gruppen,  welche Waffen bunkern und
einen  Staatsstreich  planen  in  Verbindung  mit  einer  menschenfeindlichen
Ideologie, gleichgesetzt mit jungen Aktivist_Innen, die sich um unser aller
Zukunft sorgen, und bereit sind sich Umweltzerstörung mutig in den Weg zu
stellen.

Als REVOLUTION stehen wir solidarisch hinter den Aktivist_innen, die mit
diesen Auswüchsen der Repression überrollt werden! Aber wir haben auch
Kritik  an  der  Gruppierung.  Die  Aktionsformen  der  Letzten  Generation
(Straßenblockaden,  Flughäfen  blockieren,  etc.)  sind  den  aktuellen
Bedingungen  entsprechend:  Wir  erleiden  eine  historische  Krise,  die  die
Lebensgrundlage der Menschheit zerstören kann und dem kapitalistischen
System enspringt. Wenn wir uns aber die Zusammensetzung der Gruppe und
besonders ihre Forderungen anguckt, wird man schnell stutzig: die ersten
beiden Forderungen, die man sieht, wenn man auf ihre Website guckt sind 1.
ein Tempolimit von 100km/h und 2. ein dauerhaftes 9-€-Ticket. Zusammen
mit „Scientist Rebellion“ und „Debt for Climate“ wird außerdem „Klartext“
von der Bundesregierung gefordert, dass das 1,5°C-Ziel verloren ist und es
wird die „Erlassung“ der Schulden des Globalen Südens gefordert.

1. Tempolimit und 9-Euro-Ticket:
Die Forderungen sind sicherlich nicht falsch, wie Letzte Generation schreibt,
kann ein Tempolimit tonnenweise CO2 einsparen und das 9-Euro-Ticket sogar
noch mehr, sie gehen aber nicht weit genug. Statt einem 9-Euro-Ticket sollte
eine zentrale Forderung der Klimabewegung ein kostenloser ÖPNV sein und
statt einem Tempolimit braucht es einen Fokus der Verkehrspolitik auf den
Ausbau  des  Schienennetzes  und  nicht  zuletzt  die  Entprivatisierung  der
Deutschen Bahn unter die Kontrolle der Beschäftigten und derer, die auf die
Bahn angewiesen sind! Ein 9-Euro-Ticket alleine sorgt nur für volle Bahnen,
Chaos und Unzufriedenheit mit dem Schienenverkehr.



2. Klartext von der Regierung:
Selbstverständlich ist es richtig, dass das 1,5°C-Ziel nicht erreicht wird. Nur
wird die Klimakrise nicht gestoppt, wenn die Regierung „Klartext“ redet. Die
Frage ist zudem, was bedeutet „Klartext“ in diesem Kontext? Die Forderung
ist ausschließlich „Geben Sie zu, dass das erste globale Klimaziel verloren ist.
[…] Das bringt uns in große Gefahr.“

Anstatt  zu  fordern,  dass  die  Regierung zugeben soll,  dass  das  Klimaziel
verloren  ist,  sollte  die  Ursache  dessen  benannt  werden  und  über
Forderungen Wege aufgezeigt werden, die Ursachen direkt zu bekämpfen. Es
ist kein Zufall, dass die Klimaziele verloren sind, es liegt in der Natur des
imperialistischen Kapitalismus, kurzfristige Profite der Lebensgrundlage der
Menschen  überzuordnen,  da  die  Unternehmen  sonst  in  der  Konkurrenz
untergehen würden. Eine tiefgehende Analyse, wie die Klimakrise mit dem
kapitalistischen System zusammenhängt, ist in diesem Artikel nicht möglich,
jedoch im RM 54 („Umweltkrise und Kapitalismus“) ausgeführt.

3. Schuldenerlassung:
Die Forderung nach der „Erlassung“ der Schulden im globalen Süden ist die
wahrscheinlich weitestgehende Forderung der Gruppierung, aber auch die,
die am wenigsten Aufmerksamkeit bekommt. Die Schulden der Halbkolonien,
die  in  ihrer  Gesamtheit  meistens  im  globalen  Süden  liegen,  geben  den
imperialistischen  Weltmächten  die  Möglichkeiten,  ihre  Politik  direkt
mitzubestimmen und ihre Wirtschaft zu dominieren. Halbkolonien befinden
sich in einer Spirale der Verschuldung und der zunehmenden Entmachtung
ihres eigenen politischen Überbaus. Die Forderung nach der Erlassung der
Schulden  ist  daher  eine  notwendige  Forderung  im  Kampf  gegen  den
Imperialismus,  aber  auch  gegen  die  Klimakrise,  die  fest  verankert  im
Imperialismus ist! Gleichzeitig müssen aber in diesen Gebieten progressive
Organisationen und Organisationen des Befreiungskampfes unterstützt und
aufgebaut werden, wo es keine gibt! Die Forderung nach der Streichung der
Schulden  darf  nicht  dabei  bleiben,  sondern  eine  Perspektive  für  die
Befreiungskämpfe  der  halbkolonialen  Welt  bieten!



Wie erreichen wir diese Forderungen?
Die  Forderungen  sind  sehr  verkürzt  und  den  Aktionsformen  nicht
angemessen. Sie bieten keine Perspektive für wirkliche Veränderung und
schon gar nicht für eine klimagerechte Welt. Die Klimabewegung muss sich
mit der arbeitenden Klasse verbinden, da diese die einzige ist, die durch ihre
Stellung im Produktionsprozess, wahren Druck auf die Politik aufbauen und
durch  internationale  Solidarität  den  Repressionen  des  Staates  und  der
Kapitalisten entgegentreten kann. Nur die Verbindung der Klimabewegung
mit  dem  Arbeitskampf  und  gemeinsame  Streiks  in  Betrieben,  Unis  und
Schulen, kann für eine klimagerechte Politik sorgen!

Für eine internationale, proletarische Klimagerechtigkeitsbewegung,
die Probleme weltweit thematisiert und gemeinsam bekämpft! Für
gemeinsame Streiks in Unis, Schulen und Betrieben!
Gemeinsam gegen die Repressionen! Repressionen treffen in letzter
Konsequenz immer die Arbeiter_innenbewegung und sind Ausdruck
eines  internationalen  Rechtsrucks,  der  zu  einer  Zunahme  von
autoritären  Tendenzen  der  bürgerlichen  Politik  führt!  Für  die
Freilassung aller Klimaaktivist_innen und Aktivist_innen in sozialen
Kämpfen!
Für  die  Streichung  der  Schulden  der  halbkolonialen  Länder!
Solidarität  mit  progressiven  und  antiimperialistischen
Befreiungskämpfen  wie  im  Iran,  Kurdistan  oder  Haiti!
Für  kostenlosen  und  gut  ausgebauten  Schienenverkehr!  Für  die
Kontrolle der Bahn durch die Beschäftigten und derer, die auf die
Bahn  angewiesen  s ind!  So l idar i tä t  mi t  S t re iks  der
Bahnarbeiter_innen!


